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West - Ost-Konferenz gesichert
Zunächst Botschaííertreífen in Moskau — W E U  gegen Rapacki-PIan
Paris/Washington (ap/dpa). Der Ständige K at der 

Nordatlantikpakt-Organisation in Paris hat die Absicht 
der drei Westmächte gutgeheißen, auf den Vorschlag des 
sowjetischen Ministerpräsidenten Chrustschow einzu­
gehen und Botschafterbespreehungen zur Vorbereitung 
einer Außenminister- und nachfolgenden Gipfelkonferenz 
schon diese Woche in Moskau beginnen zu lassen.
Den Pariser Gewährsleu­

ten zufolge hatten die Ver­
treter der USA, Großbritan­
niens und Frankreichs im 
NATO-Rat in einer dreistün­
digen Sitzung die Grundzüge 
ihrer Antwortnoten auf die 
Note Chrustschows mitge­
teilt.

In Paris wie in westlichen 
Kreisen Moskaus wurde je­
doch erklärt, daß die West­
mächte, mit ihrem formalen 
Entgegenkommen die For­
derung verbänden, daß der 
von Chrustschow den Bot­
schaftern zugedachte Bereich 
der Verhandlungen erweitert 
werden müsse. Es müsse bei 
den Besprechungen schon 
sichergestellt werden, daß 
die Außenminister ihre Vor­
bereitungsarbeit nicht auf 
Ort, Termin und Themen­
kreis einer Konferenz der 
Regierungschefs beschrän­
ken, sondern auch schon hin­
sichtlich der Themen sach­
liche Vorarbeit leisten kön­
nen, damit beurteilt werden 
kann, ob von einer Gipfel­
konferenz konkrete Be­
schlüsse in wenigstens eini­
gen wichtigen Fragen der 
Weltpolitik zu gewärtigen 
seien.

Der amerikanische Außen­
minister Dulles äußerte vor 
rund 200 Mitgliedern des In­
ternationalen Presse - Insti­
tuts, es sei möglich, daß mit 
den vorbereitenden Bespre­
chungen für eine Gipfelkon­
ferenz der Regierungschefs 
der Westmächte und der So­
wjetunion „innerhalb weni­
ger Tage begonnen“ werde.-

Eine ausgedehnte Vorarbeit 
sei zur Erarbeitung einer so­
liden Grundlage für eine der­
artige Konferenz dringend 
geboten. Dulles sagte, es sei 
„völlig illusorisch“ zu glau­
ben, die führenden Staats­
männer der Welt könnten 
sich an den Tisch setzen und 
Entscheidungen von Belang 
treffen, wenn nicht eine ins 
einzelne gehende Prüfung

der Probleme auf niederer 
Ebene vorausgegangen sei.

Gegen die Stimmen der 
deutschen Sozialdemokraten 
und der britischen Labour- 
Vertreter lehnte der Ver­
teidigungsausschuß der Ver­
sammlung der Westeuropä­
ischen Union den Entspan­
nungsplan des polnischen 
Außenministers Rapacki am 
Montagabend mit elf gegen 
vier Stimmen ab. In dem Be­
richt des holländischen Sozia­
listen Goedhard, der der 
Entschließung des Ausschus­
ses zugrunde lag, wurde der 
Rapacki-Plan als „politische 
Falle“ der Sowjetunion be­
zeichnet.

G e g e n ü b e r s te b e n tle  F r o n t e n
Die Sowjetunion und die 

Westmächte sind zwar einig 
darüber,' daß eine Gipfelkon­
ferenz stattfinden soll, aber 
die Vorstellungen über eine 
solche Konferenz und den 
Weg zu ihr gehen noch recht 
weit auseinander. Hier sind 
die Standpunkte tabellarisch 
gegenübergestellt:
Botschafter- 
V orbesprechungen 

Sowjetunion: Sollen am
17. April beginnen und nur 
Zeit, Ort und Teilnehmer­
kreis einer Konferenz der 
Außenminister festlegen.

Westmächte: Können am 
14. 4. beginnen. Botschafter 
sollen auch schon politische 
Fragen erörtern, einschließ­
lich Klärung der Tagesord­
nung für die Gipfelkonferenz.
Außenminister-Vorkonferenz 

Sowjetunion: Soll späte­
stens Mitte Mai stattfinden. 
Soll nur Zeit, Ort und Teil- 
nehmerkreis der Konferenz 
der Regierungschefs fest­
legen.

Westmächte: Einverstan­

den mit baldiger Einberu­
fung. Außenminister sollen 
aber auch schon Verhand­
lungsvollmacht für Themen 
der Gipfelkonferenz haben 
und „Bereiche möglicher 
Einigung“ der Regierungs­
chefs abstecken.
Die Gipfelkonferenz

Sowjetunion: Soll mit oder 
ohne erfolgreiche Vorarbeit 
auf jeden Fall stattfinden. 
Zeit: Sommer. Ort: nach Be­
lieben des US - Präsidenten 
— auch USA. Teilnehmer­
kreis: gleichviel kommuni­
stische und westliche, dazu 
einige neutrale Regierungs­
chefs.

Westmächte: Soll nur statt­
finden, wenn Vorarbeit auf 
Einigung der Regierungs­
chefs in wenigstens einigen 
Fragen hoffen läßt. Zeit: 
kaum vor Oktober. Ort: neu­
tral, Genf bevorzugt, Kanada 
oder Schweden möglich. Teil­
nehmerkreis: Regierungs­
chefs der drei Westmächte 
und der Sowjetunion, even­
tuell noch einige Neutrale.



Wer hätte 
keine Angst. . .

K . W . B. „Berlin  kann nicht 
schweigen, wenn um die Schick­
salsfrage unseres Volkes ge­
rungen w ird “ : D ieser Satz ist 
so richtig und so bestimmt w ie 
a lle Po litik , die in zw ö lf Jahren 
h ier in Berlin fü r B erlin  und 
das ganze Deutschland getr ie ­
ben worden ist. E r bekommt 
sein erklärendes Gewicht durch 
die weitere Feststellung: „W ir  
vertrauen auf die Sicherheits­
garantien fü r B erlin  und wissen 
uns fre i von jeder Neigung zur 
Panik. W ir  w ollen keine ein­
se itige Schwächung, die Friede 
und Freiheit bedrohen w ürde.“ 
T ro tz  dieser klaren politischen 
Grundvorstellungen aber leiten  
diese Sätze einen „Appell“  ein, 
m it dem sich ein „Berliner 
Arbeitsausschuß gegen den 
Atom tod“ in  eine Aktion ein­
reiht, d ie der „einseitigen 
Schwächung“ Deutschlands und 
damit Berlins bewußt oder un­
bewußt das W ort redet. Es ist 
bedenklich, daß zu diesem 
Arbeitsausschuß derselbe R e ­
gierende Bürgerm eister Brandt 
auch seine Unterschrift leistet, 
der erst vor ein paar Wochen 
in Amerika den Amerikanern 
gesagt hat: „D er Sprecher des 
freien  Berlin w'äre schlecht be­
raten, wenn er irgendeiner 
Sache zustimme, die die P os i­
tion des Westens schwächen 
müßte.“ Jeder Regierende Bür­
germ eister dieser Stadt hat 
bisher noch mehr als die ver­
antwortlichen Po litik er der 
Bundesrepublik das enge V e r ­
trauensverhältnis zu honorieren 
gewußt, das die westliche 
Sicherheit m it der Freiheit Ber­
lins verbindet.

*

A ber w ir  müssen wohl gerade 
in  der Konstituierung auch des 
„Berliner Arbeitsausschusses 
gegen den Atom tod" erkennen, 
w ie sehr diese Aktionsentwick­
lung in Deutschland unser poli­
tisches Denken und leider auch 
vie le nüchterne Überlegungen 
aus den Fugen reißt.'-W ir sehen 
Männer mit gutem R u f und 
außerordentlichem Namen unter 
dem Berliner Au fru f und unter 
den Aufru fen in den deutschen 
Bundesländern, sehen Schau-

spieler und Essayisten, R eg is­
seure und Professoren, be­
kannte Pazifisten und herzlich 
unpolitische Wissenschaftler, 
Jugendführer und Theologen, 
und zu ihnen allen gesellt und 
von ihnen geführt die be­
kannten Po litik er der Oppo­
sition Aufru fe, Manifeste, A p ­
pelle und Wurfsendungen unter­
schreiben, in denen vor den 
Gefahren der Atomwaffen, vor 
der Ausrüstung m it atomhal­
tigen W affen gewarnt w ird. 
Jedermann in dieser Zeit, in 
diesem Volke, aber auch in 
jeder anderen zivilisierten Ge­
sellschaft könnte solche A u f­
ru fe unterschreiben. Jedermann 
müßte sich sogar zu ihrem In ­
halt bekennen; denn w er fürch­
tete nicht die unheimliche Ge­
w alt der atomaren K räfte, w er 
w ollte nicht den „Atom tod“ aus 
unserer menschlichen Vorstel­
lung gebannt wissen?

s
In  Deutschland haben sich 

verschieden© Meinungen dar­
über gebildet, w ie  man der 
Atom gefahr, die durch das V or­
handensein von sehr w eit fo rt­
geschrittenen Atomrüstungen in 
Ost und W est sehr gegenwärtig 
ist, am zweckmäßigsten und 
denkbar w irkungsvollsten vor­
beugend begegnen kann. Wenn 
die sozialdemokratische Oppo­
sition sich jetzt der atomaren 
Nachrüstung he ftig  widersetzt, 
die einmal in  zwei Jahren T a t­
sache werden, könnte, so ist das 
ihr gutes Recht. Auch der A u f­
ru f auf Plakaten, der Demon­
strationszug, die Kundgebung 
—  und welches Propaganda­
m ittel sie immer fü r ihre M ei­
nung über ihr Nein zur atoma­
ren Rüstung nützen mag, haben 
ihre Legitim ität. N icht aber 
das Verwischen der politischen 
Meinung m it keineswegs zu­
treffenden, menschlichen V or­
urteilen und politischen Halb- 
wahrheiten. D ie Propaganda 
gegen die atomaren W affen, die 
es einmal geben könnte, bedient 
sich wachsend eines unwahr­
haftigen Freund-Feind-Schemas, 
durch das der T e il der Bevölke­
rung, der sich schweren H er­
zens, aber m it Verantwortung 
fü r die moderne Ausrüstung 
der deutschen und europäischen 
Sicherheitstruppen erklärt, als 
Totengräber des eigenen Volkes 
und jedes einzelnen in ihm 
diffam iert werden soll.

Es ist alarmierend, daß die

große Oppositionspartei, die so­
v ie l dazu beigetragen hat, in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land solide demokratische M ei­
nungsbildung und -arbeit zu 
entwickeln, je tzt auf die Straße 
gehen w ill. W ir  haben schreck­
liche Erfahrungen, wohin die 
Mobilisierung der Empfindun­
gen, der halbpolitischen Gefühle 
und Instinkte führen kann, und 
wohin sie geführt hat. D ie 
große Leistung der deutschen 
Nachkriegsdemokratie ist es, 
daß sie aus den Fronten von 
Weltanschauungen herausgefun­
den hat und in- den Kam pf der 
sachlichen Meinungen eingetre­
ten ist. D er Kam pf gegen die 
atomare Bedrohung ist —  so 
sollte doch eingesehen werden 
—  vie l zu lebensentscheidend, 
als daß er im kleinen Raum 
der nationalen Möglichkeiten 
eines noch dazu geteilten 
Deutschland ausgefochten w er­
den könnte. W er erkennen 
kann, daß hier die europäische 
Aufgabe unserer Zeit überhaupt 
gestellt ist, der müßte vor allem 
einsehen, welchen Schaden er 
sich und den Seinen zufügt, 
wenn er bei dieser elementaren 
Auseinandersetzung seine so 
junge und noch keineswegs 
gefestigte Demokratie aufs Spiel 
setzt.

Man möchte die Leidenschaf­
ten zurückrufen, zu denen die 
Atom-Unruhe verführt. Man 
möchte den Initiatoren der Be­
fragungen und Kundgebungen 
sagen, die Beunruhigung um 
die atomaren Gefahren verlange 
mehr noch als vieles andere die 
verantwortliche Aufklärung und 
das deutliche W ort an die Be­
völkerung. Nicht die geschürte 
Erregung schafft den Schutz, 
nach dem w ir  alle rufen, son­
dern die gemeinsame, kra ft­
vo lle Anstrengung nach der 
gemeinsamen Überlegung. N ie­
mals mehr als gegenüber den 
atomaren Gefahren ist die Ge­
meinsamkeit einer P o litik  not­
w endig gewesen. Es ist be­
dauerlich, daß die SPD bei 
diesen Überlegungen heute die 
Koalitionsparteien allein läßt. 
D ie Instinkte haben noch kei­
nen Staat konsolidiert oder ge- 
krä ftigt. Hüten w ir  uns davor, 
das Provisorium  Bundesrepu­
blik, das den künftigen deut­
schen Einheitsstaat bisher so 
tatkrä ftig  und gesund vor­
bereitete, durch „Bewegungen“ 
schwach und anfällig zu machen.



„ K e i n e r  w i l l  d e n  A t o m t o d 44
Aufruf^des Landesverbandes Berlin der CDU

Berlin  (E ig . Ber.). Der B er­
liner Landesverband der CDU 
hat sich m it einem Aufru f 
gegen den „Arbeitsausschuß 
gegen den Atom tod“ gewandt. 
Der Au fru f hat folgenden W ort­
laut:

„D er von der SPD  organi­
sierte .Arbeitsausschuß gegen 
den Atomtod* unterstellt, daß 
irgend jemand fü r den Atom tod 
sei. .Kein Deutscher ist fü r den 
Atom tod! Bundestag und Bun­
desregierung wollen Frieden  
und F re ih e it erhalten und jeden 
K r ieg  —  auch den Atom krieg — 
verhindern. Sie fordern eine 
allgemeine und kontrollierte 
Abrüstung der atomaren und
der üblichen W affen im In ter­
esse des Friedens der Mensch­
heit»

Dia Sicherheit Deutschlands 
und Berlins beruht —  w ie  in 
den Monaten der Blockade —  
auf der Abwehrbereitschaft der 
mit der Bundesrepublik ver­
bündeten westlichen W elt.
Wenn w ir  von ihr Schutz und 
Sicherheit erwarten, müssen
w ir  ihr die gleiche Bewaffnung
zubilligen, über die ein m ög­
licher A ngre ifer bereits verfügt.

In  Berlin hat der Appell an 
die Andrst noch nie E r fo lg  g e ­
habt. D ie Berliner wissen ge­
nau, woher ihnen w irk lich ' Ge­
fahr droht. Wessen Geschäfte 
m it der Atomangst —  gew ollt 
oder ungewollt —  besorgt w er­
den, ze ig t der B eifa ll der K om ­
munisten.

Vor wenigen Wochen erklärte 
der Regierende Bürgerm eister 
W illy  Brandt in den U SA: ,Der 
Bürgermeister des freien Berlin 
würde ein sehr unweiser Mann 
sein, wenn er etwas befürwor­
tete, was die westliche Stellung 
in Europa schwächen könnte.4 
Und was tut er je tz t! D ie Ber­
liner CDU bedauert, daß er sich 
an die Spitze dieser Aktion 
stellt, die der Sache Berlins nur 
schaden kann.

D ie Berliner CDU macht das 
nicht m it. Denn Berlin  w eiß :

Sicherheit w ird  nicht dadurch 
erreicht, daß den Schutzmäch­
ten Berlins die notwendigen 
Verteidigungsm ittel auf deut­
schem Boden genommen wer- 

' den. Sicherheit w ird auch nicht

dadurch erreicht, daß einseitig 
auf Atomwaffen verzichtet w ird. 
Es g ib t nur eine Sicherheit: 
Zusammenhalten! Dafür steht 
die CDU.“

Geheime Atomexplosm ?
New  York (dpa). Eine bri­

tische Atomexplosion, im letz­
ten Jahr soll unentdeckt ge­
blieben sein. Dies berichtet 
der Leitartikler Robert S. 
Allen in der „N ew  York 
Post“ . Großbritannien habe 
bei seinen Versuchen im Süd­
pazifik in 12 000 Meter Höhe 
eine kleine Atombombe zur 
Explosion gebracht, und die 
Explosion habe in einiger 
Entfernung von dem Ver­
suchsort i nicht mehr regi­
striert werden können. Der 
Versuch sei durchgeführt 
worden, um zu beweisen, daß 
bestimmte Atomwaffenver­
suche geheimgehalten wer­
den können.

Saar-Verhandlungen
K,. Paris (Eigenbericht). 

Am  Dienstag begannen in 
Paris die Verhandlungen 
über eine teilweise Änderung 
des Saarvertrages. Bonn hat 
sich die Forderung der Saar­
regierung im sog. Schneider- 
Plan zu eigen gemacht, der 
eine Erhöhung der deutschen 
Lieferungen nach der Saar 
für 1958 um 200 Millionen DM 
verlangt.

Berlin (flpa). „W er dem
Arbeiter- und Bauernstaat
durch seine Arbeitskraft nichts 
gibt, ist ein den sozialistischen
Aufbau schädigendes Element
und muß bestraft werden.“ M it 
diesem Argument verurteilte
das Kreisgericht Seelow in der' 
Sowjetzone nach einer Meldung 
des Informationsbüros W est 
einen Fleischergesellen zu
18 Monaten Gefängnis. Er hatte 
sich angeblich als „Grenzgän-

Italien im Wahlkampf
Rom  (dpa). D ie  Kommunisti­

sche Parte i Italiens w ird  nicht 
w ie  die anderen Parteien  W ah l­
propaganda über den Rundfunk 
treiben dürfen. Diese Entschei­
dung tra f M inisterpräsident 
Zoll, nachdem bisher alle Be­
mühungen der italienischen 
Regierung, die E instellung der 
Einmischung osteuropäischer 
Sender in den italienischen 
W ahlkam pf zu erreichen, ohne 
E rfo lg  geblieben sind.

„Mißerfolg 
der SED-Agifatlen"

Berlin  (dpa). Den bisher 
größten M ißerfo lg  für die SED 
sagte Staatssekretär Franz 
Thedieck vom Ministerium für 
Gesamtdeutsche Fragen  dem 
gleichzeitig  größten Versuch 
voraus, die innenpolitische Aus­
einandersetzung in der Bundes­
republik, besonders um die 
Atombewaffnung, zu beeinflus­
sen. In  einer Rundfunkan­
sprache erklärte Thedieck, dem 
agitatorischen Massenaufwand 
der SED und ihrer H ilfsorgan i­
sationen, besonders des FDGB, 
entspreche ein bislang beispiel­
loser Einsatz von Agenten, In ­
strukteuren und illegalem  A g i­
tationsmaterial. Ungezählte aus 
der- Arbeiterschaft der Zone 
durch Normenerhöhungen, Son­
derschichten und FDGB-Soli- 
daritätsmarken herausgepreßte 
M illionen, fuhr Thedieck fort, 
würden dafür verwendet. Die 
erstrebte „Aktionseinheit m it 
der SPD  und dem DGB“ blöibt 
nach Thediecks Meinung jedoch 
ein unerfüllbarer Wunschtraum.

ger“ gegen das „Gesetz zum 
Schutz des innerdeutschen Zah­
lungsverkehrs“ vergangen, in ­
dem er den W estmark-Anteil 
seines Lohnes in W estberlin in 
Ostmark umgetauscht und das 
Geld „illega l in die DDR.“ ein­
führte. Außerdem soll er in 
W estberlin ein Sparkonto ein­
gerichtet und damit gegen die 
Devisen - Anmeldebestimmungen 
in der Sowjetzone verstoßen 
haben.

Gefängnis für Grenzgänger
Lohn Umtausch wurde als ^W ähruogsvergehen“  bestraft



S E D - F u n k t i o n ä r e  m ä s te n  sich
470 Millionen Ostmark für Personal der Organisationen

Berlin (ap). Ein Heer von 
rund 70 000 hauptamtlichen 
Funktionären wird in der 
Sowjetzone jährlich mit über 
470 Millionen Ostmark be­
zahlt. Dies geht aus einem 
Bericht des „Untersuchungs­
ausschusses Freiheitlicher 
Juristen“ hervor. Die Haupt­
macht der besoldeten Funk­
tionäre und Angestellten der 
verschiedenen kommunisti­
schen Apparate stellen die 
SED mit etwa 35 000 und der 
„Freie Deutsche Gewerk- 
schaftsbund“ mit etwa 20 000 
Kräften. Die SED benötigt 
allein für die Gehälter des 
Apparates 250 Millionen Ost­
mark jährlich.

Dagegen kann die von der 
SED gelenkte Staatsjugend­
organisation FDJ die jähr­
lich für ihre 7500 Funktio­
näre und. Angestellten benö­
tigten 40 Millionen Ostmark 
nicht allein aufbringen. Sie 
werden aus dem Staatshaus­
halt und, soweit sie in der 
„volkseigenen Wirtschaft“ 
tätig sind, aus den Erträgen 
der Betriebe finanziert.
Je 1200 hauptamtliche Funk­

tionäre erledigen die Arbeit 
der „Gesellschaft für deutsch- 
sowjetische Freundschaft“ , 
der atheistischen „Gesell­
schaft zur Verbreitung wis­
senschaftlicher Kenntnisse“

Billigere Butter gefordert
London (a p ) .  B u tte re rzeu ­

g e r  aus zeh n  Lä n d e rn , d ie  
in  L o n d o n  zu  B era tu n gen  
ü ber M ö g lic h k e ite n  zu r B ese i­
t ig u n g  d e r  B u tte rsch w em m e 
zu sam m en gek om m en  sind, 
a p p e llie r ten  an  d ie  R e g ie ­
ru n gen  und A b s a tzo rg a n i­
sa tion en  ih re r  L ä n d e r, e in e  
in ten s iv e  B u tte rw e rb u n g  e in ­
zu le iten  und M a ß n a h m en  
zu r  V e r r in g e ru n g  de r P r e is ­
spanne zw isch en  B u tte r  und 
M a rg a r in e  zu tre ffen . D ie  
E m p feh lu n ge n  sind u n te r­
ze ich n et v o n  V e r t r e te rn  aus 
A u s tra lien , D ä n em a rk , F in n ­
land , F ra n k re ich , L u x e m ­
bu rg , H o lla n d , N eu see lan d , 
N o rw e g e n , S ch w eden  und 
G roß b rita n n ien .

und der „Nationalen Front 
des demokratischen Deutsch­
lands“. An Funktionärsge­
hältern verbrauchen diese 
Organisationen jährlich 7,3, 
8,6 und 7,8 Millionen Ost­
mark, die' voll und ganz aus 
dem Staatshaushalt entnom­
men werden. Hinzu kommen 
noch die 4425 Funktionäre 
des „Deutschen Friedens­
rates", des „Demokratischen 

Frauenbundes Deutsch­
lands“, der vormilitärischen

T. Berlin (Eigenbericht). 
Wesentlich billiger, schneller 
und bequemer können Schü­
ler und Jugendliche reisen, 
wenn sie in diesem Sommer 
in Gruppen nach West­
deutschland fahren. Am 
1. April hat die Deutsche 
Bundesbahn einen kombi­
nierten Reiseverkehr für 
Gruppenfahrten von West­
berliner Schülern und Ju­
gendlichen aufgenommen.

Für den kombinierten 
Reiseverkehr zwischen West­
berlin und dem Bundes­
gebiet sind vier Ubergangs­
bahnhöfe, und zwar Ham­
burg, Hannover, Goslar und 
Hof vorgesehen. Die stark 
ermäßigten Preise für Schü­
ler- und Jugendgruppen lie­
gen noch erheblich unter den 
bisherigen Sondertarifen der 
Bundesbahn und der Omni­
busunternehmen. Die Grup­
pen haben, wenn sie sieh für 
den kombinierten Verkehr 
entschließen, die Gewähr für 
einen Sitzplatz im Bus und 
auf allen Bahnstrecken des 
Bundesgebietes. Ein Fahr­
plan garantiert, daß die vor­
gesehenen Abfahrts- und An­
kunftszeiten und die An­
schlüsse eingehalten werden 
können.

Während des ganzen Jah­
res können Schüler und Ju­
gendliche bis zu 21 Jahren 
sowie Studenten mit dem 
kombinierten Verkehr rei­
sen, wenn sie in Gruppen 
fahren, die bei Schülern min­
destens zehn Personen und

„Gesellschaft für Sport und 
Technik“ und des „Deut­
schen Kulturbundes“, die zu­
sammen jährlich über 29,7 
Millionen Ostmark ver­
schlingen.

Die Apparatschiks der mili­
tärischen Streitkräfte, der 
Polizei und des Staatssicher­
heitsdienstes sowie die Funk­
tionäre der staatlich subven­
tionierten Sportorganisatio­
nen und des aufgeblähten 
Staats- und Verwaltungs­
apparates sind in der Zu­
sammenstellung der Freien 
Juristen unberücksichtigt ge­
blieben.

eine Begleitperson, bei Ju­
gendlichen mindestens 20 Per­
sonen und eine Begleitperson 
betragen müssen. Die Fahr­
ten müssen drei Wochen vor­
her bei der Kinderfahrt-Leit- 
stelle des Hilfswerkes Berlin 
am Fehrbelliner Platz 3, oder 
— für Schüler — bei dem 
hierfür zuständigen Reise­
büro Mars angemeldet wer­
den. Vom kombinierten Ver­
kehr kann auch bei Aus­
landsreisen bis zur deutschen 
Grenzstation Gebrauch ge­
macht werden. Die Fahr­
preise für die Hin- und 
Rückfahrt ab Berlin betra­
gen z. B. nach Basel 57,10 
DM, Frankfurt 37,90 DM, 
Hannover und Hamburg je 
17,70 DM, Köln 36,30 DM, 
München 37,80 DM, Nürn­
berg 29,80 DM und Stuttgart 
49,10 DM.

Osten gagsn Entlasiungszüge
Frankfurt a. M . (dpa). W egen 

des Rückgangs des Interzonen­
verkehrs hat es die Sowjet- 
zonen-Eisenbahn fü r das Fahr­
planjahr 1958759 m it zwei Aus­
nahmen abgelehnt, die in den 
Spitzenverkehfszeiten vom
1. Juni bis 14. September und 
fü r den Osterverkehr vorge­
sehenen Entlastungszüge fah­
ren zu lassen. Das teilte die 
Hauptverwaltung der Bundes­
bahn am Dienstag in Frankfurt 
mit. Es werden jetzt nur noch 
16 Zugpaare täglich im In ter­
zonenverkehr eingesetzt»

J u g e n d lic h e  re is e n  b ill ig e r
Bundesbahn nahm kombinierten Reiseverkehr auf



Gefährlicher geistiger Schwarzmarkt
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

A.B. Berlin (Eigenbericht). 
In  zahlreichen Gesprächen 
bestätigten unsere Lands­
leute aus Mitteldeutschland 
während der Osterfeiertage, 
daß viele von ihnen unter 
dem sogenannten „Aufbau 
des Sozialismus“ leiden. Die 
Entwicklung zu einem art­
fremden System und die Au f­
pfropfung unerwünschter Le ­
bensformen belasten den A ll­
tag zwischen Elbe und Oder.

ROSTOCK

Kam pf den Konterrevolu­
tionären. An der landwirt­
schaftlichen Fakultät der 
Universität Rostock lautet 
die Parole nicht mehr 
„Kam pf den Revisionisten 
und Objektivisten“ , sondern 
„Kam pf den Konterrevolu­
tionären“ . Girnus ' erklärte, 
man müsse nicht nur einen 
klaren Blick nach vorn ha­
ben, .sondern vor allem einen 
klaren Blick nach hinten. Im  
Zuge einer systematischen 
Säuberung werden an der 
Universität Rostock alle un­
tragbaren Elemente als 
Klassenfeinde bezeichnet. Do­
zenten und Assistenten, die 
sich weigern, ihre Ergeben­
heit gegenüber dem Arbeiter­
und Bauernstaat zu bekun­
den, müssen die Universität 
verlassen. M it Bedauern wird 
beobachtet, daß Professoren 
der Sozialisierung der Uni­
versität zustimmen und die 
Freiheit der Lehre ziemlich 
kampflos aufgeben.

Vorbereitungen für Osts’ee- 
woche. In  den Großbetrieben 
Rostocks wird die vom 5. bis 
13. Juli stattfindende Ostsee­
woche vorbereitet. Ein 
Kampflied zum Bau des 
Überseehafens Rostock soll 
entstehen. Tanzensembles 
spielen für die Aufbauhelfer. 
Das Aufbaukomitee stiftete 
eine Aufbaunadel für den 
Überseehafen. W er 24 fre i­
willige Aufbaustunden leistet 
und deren Erlös auf das Ha­
fenkonto einzahlt, erhält 
diese Aufbaunadel. Auch eine

Arbeiterkonferenz, an der 
Hafenarbeiter und Seeleute 
aller Anliegerstaaten teil­
nehmen, soll während der 
Ostseewoche stattfinden. Im  
Kreiskomitee der „Ostsee­
woche“  in Rostock stellte der 
Sekretär Schulke fest, daß 
selbst alte Kommunisten 
ziemlich lustlos seien, an 
diesem Rummel teilzuneh­
men. „W enn man den Teil­
nehmern nicht eine Regatta, 
Fußball-Länderspiele und ein 
reichhaltiges unpolitisches 
Festprogramm bietet“ , er­
klärte Schulke, „dann kön­
nen w ir nur ein paar Tau­
send FDJler auf die Beine 
bringen, die die bereitgestell­
ten Bockwürste verzehren.“

LE U N A

Skeptische Aufnahme der 
Arbeitseinsatzkommandos.

Die Studenten der Martin- 
Luther-Universität, die wäh­
rend der Osterferien in den 
Leunawerken einen Pflicht­
einsatz absolvierten, wurden 
sehr zurückhaltend aufge­
nommen. Einige, die Arbei­
ter über den Sozialismus be­
lehren wollten, bekamen vom 
Brigadier die schweren A r­
beiten zugewiesen. Ihr Lohn­
anteil war eine Visitenkarte 
ihrer Unbeliebtheit. W er auf 
den Staat schimpfte und die 
SED-Bonzen ablehnte, fand 
schnell Vertrauen. Abends in 
der Kantine sangen Studen­
ten und Arbeiter sogar das 
Lied: „W ir  wollen unseren 
alten Kaiser W ilhelm wie­
derhaben. . . “  Der Jux kam 
an. Die politische Agitation 
wurde verspottet.

W o bleibt die Diskussion 
um die 45-Stunden-Woche? 
Merkwürdig still ist es in 
den Leunawerken um die 
45-Stunden-Woche geworden. 
Bis 1960 sollte ursprünglich 
die 40-Stunden-Woche einge­
führt werden. Man sprächt 
nur noch von Planerfüllung 
und Erhöhung der Arbeits­
normen. Ein Lohnausgleich

für die gekürzte Arbeitszeit 
steht nicht zur Debatte. 
V iele Leunawerker sind der 
Ansicht: „D ie halbe Stunde, 
die w ir täglich weniger ar­
beiten, stehen w ir beim Kon­
sum oder vor der Kantine 
nach Zigaretten- oder Näh­
garn an.“

STRALSUND

Besondere Klagen werden 
in Stralsund über eine neue 
A rt des Schwarzmarktes ge­
führt. Die Romanhefte aus 
der Bundesrepublik werden 
als „geistige Konterbande“  
bezeichnet. Es gäbe viele 
Einschleuser von Groschen­
heften. Es handele sich um 
Liebesromane, die nach An­
gaben der SED-Parteileitung 
der Volkswerft Stralsund, 
„von Westdeutschland in die 
D D R eingeschmuggelt wer­
den, um die Arbeiter vom 
politischen Kam pf abzuhal­
ten und sie einzuschläfern“ . 
Es wird ferner darauf hin­
gewiesen, daß bei auftreten­
den Wartezeiten in den 
volkseigenen Betrieben der 
Zone von vielen Männern 
und Frauen, Knaben und 
Mädchen haufenweise West- 
sehmöker gelesen werden 
und in den Köpfen der Leser 
Verwirrung 'stiften. In  die­
sen Groschenheften, die in 
der Zone gelesen werden, 
würde die soziale Frage auf 
eine gemeine A rt gelöst. Der 
reiche Baron heirate die 
arme Stenotypistin. Das sei 
eine widerliche Propaganda 
der Klassenfeinde, die K las­
senharmonie verkünden. Das 
sei geistiger Selbstmord, der 
in der Endkonsequenz zur

physischen Vernichtung 
führt. Dieser geistige 
Schwarzmarkt sei außer­
ordentlich gefährlich.



,,Rebelliönchen'' in Spanien
Die Frau ist motorisiert — Keine Katzen mehr auf den Theken

S. M adrid (Eigenbericht). A b ­
gesehen von der Tatsache, daß 
es vor kurzem tatsächlich eine 
kleine politische Rebellion  Ju­
gendlicher in Spanien gab, die 
jedoch sehr rasch und mit 
44 Verhaftungen ih r Ende ge­
funden hat, „rebelliert“ es schon 
seit geraumer Zeit an allen 
Ecken Spaniens. A llerdings 
haben diese „Rebelliönehen“ , 
die sich gegen  reichlich ver­
altete, bisweilen sogar ziem lich 
m ittelalterlich anmutende E in­
richtungen und Gewohnheiten 
richten, m it P o litik  nicht das 
geringste zu tun. Sie sind v ie l­
mehr ein Zeichen dafür, daß die 
Auswirkungen unserer moder­
nen Zeit sich auch im  Lande 
jenseits der Pyrenäen in zu­
nehmendem Maße bemerkbar 
machen.

Dem Reisenden, der heute 
nach Spanien kommt, fä llt  als 
erstes auf, daß neben den 
hohen, .pompös-altmodischen Eisenbahnen sehr 
moderne Dieselzüge über die hauptsächlich­
sten Strecken des Landes rollen. E r bemerkt 
in  den Städten neue Autos, die die vorsint­
flutlichen, qualmenden und stinkenden Vehikel, 
ohne die man sich eine spanische Straße kaum 
vorstellen konnte, mehr und mehr verdrängen, 
"überhaupt ist der Verkehr in  Spanien enorm 
und stellt den Stadtvätern nicht gerade leicht 
zu lösende Probleme.

E in absolutes Novum fü r Spanien aber ist 
die Frau als m otorisierte Verkehrsteilnehme­
rin. Zögernd zwar noch, aber keineswegs zu 
übersehen, fährt sie ihr Fahrrad, ih r Moped, 
ihre Vespa oder sitzt gelegentlich sogar am 
Steuer eines kleinen Wagens. Kaum eine an­
dere Erscheinung kann die „Rebellion“ in  Spa­
nien besser illustrieren als die m otorisierte 
Frau, die in diesem Lande bis in die jüngste 
Zeit nie etwas anderes war als Hausfrau und 
Mutter.

Aber auch die Geschäftsleute sind von einem 
geradezu revolutionären Geist erfüllt. M it 
einem E ifer, der erstaunen läßt, rücken sie 
der atemberaubenden, verstaubten Atmosphäre 
ihrer W arenlager, die in vielen Fällen  orien­
talischen Basaren glichen, zu Leibe. H e lle  und 
freundliche Verkaufslokale entstehen, und in 
den Damenwäsche-Geschäften, in denen bis 
je tz t fast ausschließlich düster dreinblickende 
Verkäufer Büstenhalter und H üftgürtel der 
weiblichen Kundschaft offerierten, erscheinen 
in  zunehmendem Maße junge Mädchen, die 
größeres Verständnis fü r die Wünsche w ohl­
beleibter Damen haben.

W o  hätte man vor wenigen Jahren noch 
ändere als spanische Lebensm ittel kaufen 
können? N irgends L  Heute g ibt es indessen

ohne jede Begleitung über­
haupt. Sie trinkt dort ihren 
Kaffee oder ihren Cocktail, als 
kenne sie gar nichts anderes, 
obgleich sie noch vor wenigen 
Jahren selbst im  Traume nicht 
an eine solche Freiheit gedacht 
hätte.

Aber so geht es m it den 
„Rebelliönehen“ . Einmal im R o l­
len, sind sie w ie  Lawinen, nicht 
mehr aufzuhalten, reißen alle 
veralteten Vorstellungen mit 
sich, um P la tz  zu schaffen fü r 
die Verw irklichung moderner 
Ideen. Und wenn in Spanien in 
dieser R ichtung auch noch eine 
ganze M enge zu tun bleibt, so 
darf man doch überzeugt sein, 
daß der T ag  kommen w ird , an 
dem die Frau selbstverständ­
liche und geachtete M itarbeite­
rin  an allen sozialen und w irt­
schaftlichen Problem en dieses 
Landes ist,

Der Belgier Joseph Vervest holte sieh ln 
überlegenem Stil die Europameisterschaft im 

Billard in der Schöneberger Sporthalle,

in modernen Geschäften —  die 
vor Sauberkeit nur so blitzen 
und in  denen die K atze end­
gü ltig  von der Theke ver­
bannt ist —  die unterschied­
lichsten pikanten Erzeugnisse 
anderer Länder. Daneben haben 
ausländische Gastronomen ihre 
Lokale geöffnet, in  denen bei 
französischen, österreichischen 
und schwedischen Spezialitäten 
Einheimische und Frem de sich 
von der Monotonie spanischer 
„Steaks“ erholen.

Aber man iß t nicht nur ab­
wechslungsreicher in Spanien, 
man kann auch —  wenn man 
das w ill —  die spanische Bar, 
die noch immer das Dorado des 
Mannes ist, vermeiden. Es g ib t 
stets mehr Cafés nach euro­
päischem Muster, Cafeterías 
amerikanischer Art, und in bei­
den sitzt die spanische Frau 
ohne männliche Begleitung, ja,



A i o m - E i n s a t z  n u r  als V e r g e lt u n g
Gutachten über die Verwendung von Kernwaffen

K ie l  (d p a ).  A u s  v ö lk e r ­
rech tlich en  G rü n den  is t d ie  
V e rw en d u n g  vo n  A to m w a ffe n  
—  auch du rcji deutsche S tre it ­
k r ä f t e  —  n u r a ls  A n tw o r t  a u f 
e in en  ta tsäch lich en  A n g r i f f  
e r lau b t. Zu  d ie se r  Sch luß­
fo lg e ru n g  k o m m t P ro fe s s o r  
D r. ju r. E b e rh a rd  M en ze l 
v o m  In s t itu t  fü r  in te rn a tio ­
n a les  R e c h t  an  de r. K ie le r  
U n iv e rs itä t  in  d em  G u tach ­
ten  ü ber A to m w a ffe n , das 
das In s titu t, im  A u f t r a g  des 
B u n d esve rte id igu n gsm in is t e- 
r iu m s im  Z u sam m en h an g  m it  
e in e r  „B es ta n d s a u fn a h m e“  
ü ber das g e g e n w ä r t ig  g e l­
ten d e  K r ie g s re c h t  a u sgea r­
b e ite t  hat.

V o m  V ö lk e r re c h t  könne, 
h e iß t  es in  dem  G utachten , 
auch  das O rgan isa tion srech t 
d e r  W e steu ro p ä isch en  U n io n  
(W E U )  und das N A T O -  
S ys tem  n icht en tb inden . E s  
g eb e  nu r e in en  zu läss igen  
A u s n a h m e fa ll: d ie  rep re s ­
sa lien m ä ß ig e  B ea n tw o r tu n g  
ein es A to m a n g r if fs  durch den  
G egn er. D ies e  A u sn ah m e 
sch rän k te  P ro fe s s o r  M en ze l 
a m  M o n ta g  v o r  P re s s e v e r ­
tre te rn  in  K ie l  m i t . d e r B e ­
m erk u n g  ein, daß  d ieser A n ­
g r i f f  „ta tsä ch lich  p a ss ie r t“  
se in  m üsse. B e i d e r  schw e­
ren  V e ra n tw o r tu n g , d ie  d ie  
A u s lösu n g  e in es  a to m a ren  
V erg e ltu n gssch la ges  in  sich 
b e rge , d ü r fen  n ich t nu r A n ­
g r iffs ve rm u tu n gen  o d er  R a -

New  York (ap). Erprobte 
Tiefseetaucher aus aller W elt 
werden vermutlich in der zwei­
ten Maihälfte die ersten E r­
kundungen am W rack des im 
Juli 1956 nach einer Kollision 
gesunkenen italienischen Passa­
gierschiffes „Andrea Doria" 
(29 083 Tonnen) anstellen, das 
man möglicherweise heben w ill. 
Auch Taucher aus Deutschland 
beteiligen sich an der Aktion, 
die jedem der Männer 3000 D ol­
lar (12 600 DM) einbringen soll. 
Es handelt sieh um ein beson­
ders wagemutiges Unternehmen, 
weil das W rack etwa 75 Meter

da rsch irm b  eobach tun gen  
ü b er  e in flie g en d e  F lu g ze u g e  
en tsche iden d  sein. „D ie  V e r ­
a n tw o r tu n g  fü r  e in e  durch 
d iesen  S a ch verh a lt  n ich t g e ­
d eck te  und d a m it u n zu läss ige  
A n w e n d u n g  d e r  A to m w a ffe n  
t r i f f t  so w oh l den  S ta a t a ls 
so lchen  w ie  auch  d ie  d a ra n  
b e te il ig te n  E in ze lp e rs o n en “ , 
h e iß t  es in  d em  170 S e iten  
s ta rk en  G u tach ten  m it  se i­
nen  221 A n m erk u n gen .

Atom Waffen-Kauf nicht
verboten

A u s  den  in te rn a tio n a len  
V e r t rä g e n  g eh t nach  A u f­
fa ssu n g  des K ie le r  V ö lk e r ­
rech tle rs  h e rv o r , d a ß  de r 
B u n d esrep u b lik  d ie  H e rs te l­
lu n g  a to m a re r  W a ffe n  v e r ­
b o ten  ist. D ieses  „a b so lu te  
V e r b o t “  k ö n n e  auch  n ich t 
durch  ein e E rk lä ru n g  d e r  
W E U  durchbrochen , son dern  
nu r durch  d ie  Ä n d e ru n g  d e r  
P a r is e r  V e r t r ä g e  a u fge h o b en  
o d er  a b g ew a n d e lt  w erd en , 
d e r  a lle  N A T O -P a r tn e r  zuzu ­
s t im m en  haben . D ie  V e r ­
t r ä g e  sa g ten  jed och  n ich ts 
ü b er  den  B e s itz  vo n  A to m ­
w a ffe n  und d ie  A u srü stu n g  
fr e m d e r  S t r e itk rä fte  a u f 
deu tschem  G eb ie t aus. D ie  
P a r is e r  V e r t r ä g e  en th ie lten  
auch  k e in  V e rb o t  fü r  den  
K a u f  v o n  A to m w a ffe n . E s  
g eb e  fe rn e r  k e in e  rech tlich e  

H a n d h a b e , au s länd ische 
S t r e itk r ä f te  in  D eu tsch land

tie f liegt und umfangreiche 
Taueharbeit in einem Gesamt­
zeitraum von schätzungsweise 
zw ei Jahren geleistet werden 
muß. Vor allem sind auch be­
sondere Abwehrmaßnahmen 
gegen Haie zu ergreifen. Die 
F rage der Besitzrechte an dem 
W rack ist inzwischen noch um­
stritten. Es w ird  jedoch von 
italienischer Seite betont, daß 
das Schiff außerhalb von Terri- 
torialgewässem  — 50 Meilen vor 
der amerikanischen Ostküste — 
liege und seine Bergung daher 
jedem freistehe.

an  d e r  A u srü stu n g  m it  a to ­
m aren  W a ffe n  zu  h in d ern . 
D ie  A u srü stu n g  d e r  B u n d es­
w e h r  m i t . au s länd ischen  
A to m w a ffe n ' se i z w a r  rech t­
lich  m ög lich , b e d ü r fe  a b e r  
d e r  Z u s tim m u n g  d e r  W E U -  
P a r tn e r , da  d ie  W e s teu ro ­
pä ische U n io n  „ d ie  o b ere  
G ren ze  u n sere r  R ü s tu n g  nach  
Q u a litä t und Q u a n titä t“  be­
s tim m t. S ie  se i d a m it  in  g e ­
w issem  U m fa n g  v o n  d e r  p o ­
lit isch en  P la n u n g  d e r  N A T O -  
S taa ten  a b h ä n g ig . D ie  A u s­
b ild u n g  d e r  B u n d esw eh r a n  
A to m w a ffe n  im  In -  u nd  A u s­
la n d  is t  nach  d e r  Z u sam m en ­
s te llu n g  vo n  P ro fe s s o r  M en ­
ze l zu läss ig .

Luftstreitkräfte verstärkt
N ew  York (ap). D ie Vere in ig­

ten Staaten verstärken zur Zeit 
ihre Lu ftstre itk räfte in  Europa.; 
D ie Verstärkung: g ilt  vo r allem  
der Lu ftverteid igung“ jener Ge­
biete, die bisher der britischen 
Lu ftw a ffe zugewiesen wareruj

Keine Spaltungsgeiahr
Berlin (epd). D ie Vertreter 

a ller Evangelischen Landeskir­
chen aus Ost und W est sehen 
im  Gegensatz zu den kirchlichen 
Bruderschaften in  der F rage  
der Atomrüstung keine Spal­
tungsgefahr fü r die Evange­
lische Kirche in Deutschland- 
Man hält daran fest, daß die 
Gemeinsamkeit im  Glauben ver­
schiedene Auffassungen auch 
in der A tom frage zuläßt. Dies 
verlautet von unterrichteter 
Seite über die Kirehenkonferenz 
der E K D , die sich in  ih rer letz­
ten Sitzung in Berlin eingehend 
m it der gesamtkirchlichen L a ge  
beschäftigte.

Dia kirchlichen Bruderschaf­
ten hatten in  einer A n frage an 
die M itg lieder der Gesamtdeut­
schen Synode den Standpunkt 
vertreten, daß sieh ein Christ 
„ohne Rücksicht auf a lle ande­
ren Erwägungen" einer Atora- 
rüstung widersetzen müsse.

Wieder mehr Flüchtlinge
Berlin  (dpa). D ie  Zahl der 

Flüchtlinge aus der Sowjetzone 
ist in  der Osterwoche sprung­
haft in  die Höhe geschnellt 
Vom  Montag bis Sonnabend 
meldeten sich 2519 Flüchtlinge- 
In  der Vorwoche waren es 1560,

T a u c h e r  z u r  „ A n d r e a  D o r i a “
Das Wrack soll gehoben werden



Die letzte Woche in Bildern

SEenins „Aufforderung zum Tanz“ . Während der Verabschiedung sowjetischer Trup­
pen in Schwerin konnten westliche Journalisten dieses Idyll betrachten. — Unten: In 
des Westberliner Ausflugslokalen war schon am frühen Nachmittag des letzten 

Sonntags kein Platz mehr zu bekommen.


